
§ 4 Nr. 11) Befugnis zu beschränkter Hilfeleistung in Steuersachen 

Lohnsteuerhilfevereine, soweit sie für ihre Mitglieder Hilfe in Steuersachen leisten, wenn 

diese 

a) Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, sonstige Einkünfte aus wiederkehrenden Bezügen, 
Einkünfte aus Unterhaltsleistungen oder Einkünfte aus Leistungen aus der betrieblichen 
Altersvorsorge (z.B. Altersvorsorgeverträge, Pensionsfonds, Pensionskassen und 
Direktversicherungen) erzielen. 

b) keine Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb oder aus selbständiger 
Arbeit erzielen oder umsatzsteuerpflichtige Umsätze ausführen, es sei denn, die den 
Einkünften zugrunde liegenden Einnahmen sind nach § 3 Nr. 121, 262 oder 26a3 des 
Einkommensteuergesetzes in voller Höhe steuerfrei, und 

c) Einnahmen aus anderen Einkunftsarten haben, die insgesamt die Höhe von dreizehntausend 
Euro, im Falle der Zusammenveranlagung von sechsundzwanzigtausend Euro, nicht 
übersteigen und im Veranlagungsverfahren zu erklären sind oder auf Grund eines Antrags des 
Steuerpflichtigen erklärt werden. An die Stelle der Einnahmen tritt in Fällen bestimmter 
Kapitalerträge4 der Gewinn und in den Fällen privater Veräußerungsgeschäfte5 ebenfalls der 
Gewinn; Verluste bleiben unberücksichtigt. 

Die Befugnis erstreckt sich nur auf die Hilfeleistung bei der Einkommensteuer und ihren 
Zuschlagsteuern. Soweit zulässig, berechtigt sie auch zur Hilfeleistung bei der Eigenheimzulage und der 
Investitionszulage6, bei mit Kinderbetreuungskosten sowie bei mit haushaltsnahen 
Beschäftigungsverhältnissen zusammenhängenden Arbeitgeberaufgaben sowie zur Hilfe bei 
Sachverhalten des Familienleistungsausgleichs im Sinne des Einkommensteuergesetzes und der 
sonstigen Zulagen und Prämien, auf die die Vorschriften der Abgabenordnung anzuwenden sind. 
Mitglieder, die arbeitslos geworden sind, dürfen weiterhin beraten werden. 

 

Quelle: § 4 Nr. 11 Steuerberatungsgesetz, Stand Januar 2015 

 

                                                           

1 § 3 Nr. 12 EStG: Aufwandsentschädigung aus einer Bundes-oder Landeskasse, die zum einen in einem Bundesgesetz oder Landesgesetz, auf 
Grundlage einer bundesgesetzlichen oder landesgesetzlichen Ermächtigung beruhenden Bestimmung oder von der Bundesregierung oder 
einer Landesregierung als Aufwandsentschädigung festgesetzt sind und die zum anderen jeweils auch als Aufwandsentschädigung im 
Haushaltsplan ausgewiesen werden. 2Das Gleiche gilt für andere Bezüge, die als Aufwandsentschädigung aus öffentlichen Kassen an 
öffentliche Dienste leistende Personen gezahlt werden, soweit nicht festgestellt wird, dass sie für Verdienstausfall oder Zeitverlust gewährt 
werden oder den Aufwand, der dem Empfänger erwächst, offenbar übersteigen; 

2 § 3 Nr. 26 EStG: Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten als Übungsleiter, Ausbilder, Erzieher, Betreuer oder vergleichbaren 
nebenberuflichen Tätigkeiten, aus nebenberuflichen künstlerischen Tätigkeiten oder der nebenberuflichen Pflege alter, kranker oder 
behinderter Menschen im Dienst oder im Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, die in einem Mitgliedstaat der 
Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum Anwendung findet, 
oder einer unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes fallenden Einrichtung zur Förderung gemeinnütziger, mildtätiger 
und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe von insgesamt 2 400 Euro im Jahr.  

3 Einnahmen aus nebenberuflichen Tätigkeiten im Dienst oder Auftrag einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, die in einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder in einem Staat belegen ist, auf den das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
Anwendung findet, oder einer unter § 5 Absatz 1 Nummer 9 des Körperschaftsteuergesetzes fallenden Einrichtung zur Förderung 
gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke (§§ 52 bis 54 der Abgabenordnung) bis zur Höhe von insgesamt 720 Euro im Jahr. Die 
Steuerbefreiung ist ausgeschlossen, wenn für die Einnahmen aus der Tätigkeit – ganz oder teilweise – eine Steuerbefreiung nach § 3 Nr. 12, 
26 oder 26b gewährt wird.  

4 § 20 Abs. 2 EStG: Gewinn nach § 20 Abs. 4 EStG 

5 § 23 Abs. 1 EStG: Gewinn nach § 23 Abs. 3 S. 1 EStG 

6 §§ 3 bis 4 des Investitionszulagengesetzes 1999 


